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Auskunft erteilt:
RBR Benjamin Heyn
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Telefon: 02931/82-3406
Fax: 02931/82-41025

Dienstgebäude:
Seibertzstraße 2
59821 Arnsberg

Hauptsitz / Lieferadresse:
Seibertzstr. 1, 59821 Arnsberg

Telefon: 02931 82-0
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www.bra.nrw.de

Servicezeiten:
Mo-Do 08:30 – 12:00 Uhr

13:30 – 16:00 Uhr
Fr 08:30 – 14:00 Uhr

Landeshauptkasse NRW
bei der Helaba:
IBAN:
DE59 3005 0000 0001 6835 15
BIC: WELADEDD

Umsatzsteuer ID:
DE123878675

Informationen zur Verarbeitung
Ihrer Daten finden Sie auf der
folgenden Internetseite:
https://www.bra.nrw.de/the-
men/d/datenschutz/

Städte und Gemeinden
sowie Kreise
im Regierungsbezirk Arnsberg

– nur per E-Mail –

Aktuelle Änderungen im Baugesetzbuch
Einführung von § 246b BauGB – Sonderregelungen für Anlagen für
gesundheitliche Zwecke im Zuge der COVID-19-Pandemie

Anlage: § 246b BauGB im Wortlaut

Sehr geehrte Damen und Herren,

am 27.03.2020 haben Bundestag und Bundesrat das Gesetz zum
Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler
Tragweite verabschiedet. Das Gesetz wurde noch am selben Tag veröf-
fentlicht (BGBl. I S. 587).

Durch Artikel 6 des Gesetzes wurde § 246b BauGB mit Sonderregelun-
gen für Anlagen für gesundheitliche Zwecke im Zuge der COVID-19-
Pandemie eingeführt. Die Änderung trat am 28.03.2020 in Kraft. Gemäß
§ 246b Abs. 1 BauGB kann bei der Zulassung von Anlagen für gesund-
heitliche Zwecke bis zum Ablauf des 31.12.2020 von den Vorschriften
des BauGB oder den aufgrund des BauGB erlassenen Vorschriften in
erforderlichem Umfang unter bestimmten Voraussetzungen abgewichen
werden. Zuständig ist die höhere Verwaltungsbehörde, d.h. die Bezirks-
regierung.

Bei Anwendungsfällen und Fragen zu § 246b BauGB wenden Sie sich
gern an den oben genannten Ansprechpartner.

Mit freundlichen Grüßen
im Auftrag
gez. Ferdinand Aßhoff
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§ 246b BauGB – Sonderregelungen für Anlagen für gesundheitliche Zwecke im
Zuge der COVID-19-Pandemie (BGBl. I S. 587)
(1) 1Soweit Anlagen für gesundheitliche Zwecke zur Versorgung von Perso-

nen, die sich mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert haben oder mög-
licherweise infiziert haben, im Gebiet der Gemeinde, in der sie im Wege
der Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von baulichen Anlagen
entstehen sollen, nicht oder nicht rechtzeitig bereitgestellt werden können,
kann bei der Zulassung dieser Vorhaben bis zum Ablauf des 31. Dezember
2020 von den Vorschriften dieses Gesetzbuchs oder den aufgrund dieses
Gesetzbuchs erlassenen Vorschriften in erforderlichem Umfang, erforderli-
chenfalls auch befristet, unter der Voraussetzung abgewichen werden,
dass Vorhabenträger der Bund, ein Land, ein Landkreis oder eine Ge-
meinde oder ein im Auftrag eines der Vorgenannten tätiger Dritter ist. 2Zu-
ständig ist die höhere Verwaltungsbehörde. 3Die Gemeinde ist anzuhören;
diese Anhörung tritt auch an die Stelle des in § 14 Absatz 2 Satz 2 vorge-
sehenen Einvernehmens. 4Satz 3 findet keine Anwendung, wenn Vorha-
benträger die Gemeinde oder in deren Auftrag ein Dritter ist. 5Für Vorhaben
nach Satz 1 gilt § 35 Absatz 5 Satz 2 erster Halbsatz und Satz 3 entspre-
chend. 6§ 246 Absatz 13 Satz 3 gilt entsprechend auch bei zwischenzeitli-
chen Nutzungsänderungen zu Anlagen für gesundheitliche Zwecke nach
Satz 1. 7Die Rückbauverpflichtung nach Satz 5 entfällt, wenn eine nach
Satz 6 zulässige Nutzung aufgenommen wird oder wenn sich die Zulässig-
keit der nachfolgenden Nutzung aus § 30 Absatz 1, 2 oder § 33 ergibt. 8Die
Sicherstellung der Rückbauverpflichtung nach Satz 5 in entsprechender
Anwendung des § 35 Absatz 5 Satz 3 ist nicht erforderlich, wenn Vorha-
benträger der Bund, ein Land, ein Landkreis oder eine Gemeinde ist.
9Wenn Vorhabenträger der Bund, ein Land, ein Landkreis oder ein im Auf-
trag eines der Vorgenannten tätiger Dritter ist, gilt § 37 Absatz 3 entspre-
chend; im Übrigen findet § 37 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2020 auf
Vorhaben nach Satz 1 keine Anwendung.

(2) In Verfahren zur Genehmigung von baulichen Anlagen im Sinne des Absat-
zes 1 Satz 1 gilt bis zum Ablauf des 31. Dezember 2020 das Einverneh-
men abweichend von § 36 Absatz 2 Satz 2 als erteilt, wenn es nicht inner-
halb eines Monats verweigert wird.

(3) Bei Vorhaben nach Absatz 1 im Außenbereich gilt § 18 Absatz 3 Satz 2
des Bundesnaturschutzgesetzes bis zum Ablauf des 31. Dezember 2020
entsprechend.

(4) Die Befristung in Absatz 1 Satz 1 bezieht sich nicht auf die Geltungsdauer
einer Genehmigung, sondern auf den Zeitraum, bis zu dessen Ende im
bauaufsichtlichen Zulassungsverfahren von der Vorschrift Gebrauch ge-
macht werden kann.


